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Teil 1 - Kammern

§ 1 - Kammern

In Sachsen-Anhalt bestehen als berufliche Vertretungen der Arzte und Arztinnen, der Apotheker und Apothe-
kerinnen, der Tierarzte und Tierarztinnen, der Zahnarzte und Zahnarztinnen

1. die Arztekammer Sachsen-Anhalt,

2. die Apothekerkammer Sachsen-Anhalt,
3. die Tierarztekammer Sachsen-Anhalt,
4. die Zahnarztekammer Sachsen-Anhalt.

Sie sind Koérperschaften des offentlichen Rechts und fuhren ein Dienstsiegel mit dem Landeswappen. Sie
verwalten ihre Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung. Ihr Sitz wird durch die
Hauptsatzung bestimmt. Sie kdnnen nach Bedarf auch Bezirksstellen und Kreisstellen errichten.

§ 2 - Mitgliedschaft

(1) Den Kammern gehéren alle Arzte und Arztinnen, Apotheker und Apothekerinnen, Tieréarzte und Tierarztin-
nen, Zahnarzte und Zahnarztinnen an, die in Sachsen-Anhalt ihren Beruf ausitiben oder, falls sie ihren Beruf
nicht auslben, ihre Hauptwohnung haben.Mitglieder, die ihre berufliche Tatigkeit voriibergehend im Ausland
ausUben, kdnnen auf Antrag Mitglieder der Kammer bleiben. Personen, die sich in der praktischen pharma-
zeutischen Ausbildung nach § 4 der Approbationsordnung fiir Apotheker befinden, steht der freiwillige Beitritt
offen. Berufsangehdrige, die bei der Aufsichtsbehoérde tatig sind, konnen der Kammer beitreten, sie dirfen
dort jedoch keinem Organ der Kammer (§ 7 Abs. 1) angehdren.

(2) Jedes Mitglied hat sich innerhalb eines Monats seit Entstehen der Mitgliedschaft nach Absatz 1 Satz 1
und 2 bei der zustandigen Kammer anzumelden und ihr die Approbationsurkunde oder Berufserlaubnis vor-
zulegen. Mitglieder gemaR Absatz 1 Satz 3 haben das Zeugnis Uber den Zweiten Abschnitt der Pharmazeuti-
schen Priifung vorzulegen. Die Aufnahme, die Beendigung und jede sonstige Anderung der Berufsausiibung
sowie der Wechsel der Hauptwohnung sind der Kammer unverziglich anzuzeigen.

§ 3 - Mitglieder-Verzeichnis

(1) Die Kammern haben Verzeichnisse der Mitglieder zu fuhren. Alle Kammerangehdrigen sind verpflichtet,
ihrer Kammer die hierzu erforderlichen Angaben sowie deren Anderungen mitzuteilen und auf Verlangen die
zugehdrigen Urkunden vorzulegen.

(2) Zu den erforderlichen Angaben gehoren:

1. Name, Geburtsname, Vorname, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehoérigkeit, be-
rufliche und private Anschrift,

2. Staatsexamen oder Pharmazeutische Prifung (Zweiter Abschnitt), Approbation oder Berufserlaub-
nis und erforderlichenfalls Arbeitserlaubnis,

3. erworbene akademische Grade und Titel,

4. zuerkannte Gebiets-, Teilgebiets- und Zusatzbezeichnungen sowie Bezeichnungen der Fachkunde
und Erméachtigungen fiir die Weiterbildung,

5. Gebiet, in dem derzeit die heilberufliche Tatigkeit ausgeibt wird.

6. Zulassung als Vertragsarzt und Vertragsarztin oder Vertragszahnarzt und Vertragszahnarztin.
Teilgebietsbezeichnungen im Sinne dieses Gesetzes sind auch Schwerpunktbezeichnungen. Dem Teilgebiet
steht der Begriff "Schwerpunkt" gleich (§ 22 Abs. 2).

(3) Berufsrechtliche Malnahmen gemal §§ 21 und 48 sind im Verzeichnis nach Absatz 1 Satz 1 zu vermer-
ken.

(4) Die zustandige Behdrde unterrichtet die Kammer Uber Erteilung, Erléschen, Ricknahme, Ruhen und Wi-
derruf von Approbation und Berufserlaubnis.

4127




Gesetz Uber die Kammern fiir Heilberufe Sachsen-Anhalt (KGHB-LSA) vom 13.07.1994 — in der Fassung vom 20.01.2015

(5) Ist die Mitgliedschaft beendet, darf die bisherige Kammer eine andere Kammer unterrichten, wenn kon-
krete Anhaltspunkte fir eine dort bestehende neue Mitgliedschaft vorhanden sind.

§ 4 - Dienstleistungsverkehr zwischen Mitgliedstaaten

(1) Angehorige der in § 1 Satz 1 genannten Heilberufe, die Staatsangehdrige eines anderen Mitgliedstaates
der Europaischen Union oder des Europaischen Wirtschaftsraumes oder eines anderen durch Abkommen
gleichgestellten Staates sind und in Sachsen-Anhalt ohne berufliche Niederlassung den Beruf voriberge-
hend und gelegentlich im Rahmen des Dienstleistungsverkehrs nach dem Recht der Europaischen Union
ausUben, unterliegen nicht der Mitgliedschaft nach § 2, solange sie in einem anderen Mitgliedstaat oder
gleichgestellten Staat beruflich niedergelassen sind.

(2) Berufsangehdrige nach Absatz 1 erbringen die Dienstleistung unter der nach § 2 Abs. 1 Satz 1 malge-
benden Berufsbezeichnung. Sie haben hinsichtlich der Berufsaustibung die gleichen Rechte und Pflichten
wie Kammermitglieder. Die §§ 19, 21 und 46 bis 69 sowie die aufgrund des § 20 erlassene Berufsordnung
finden sinngemafl Anwendung.

(3) Die zustandige Behoérde Ubermittelt der zustdndigen Kammer die nach den Richtlinien der Europaischen
Union vorgeschriebenen Unterlagen Gber Meldungen der Dienstleister und Dienstleisterinnen. Im Falle einer
Beschwerde Uber eine Dienstleistung in Sachsen-Anhalt kann die Kammer von der zustédndigen Behdrde alle
Informationen verlangen, die fur die Durchfihrung des Beschwerdeverfahrens erforderlich sind, und sich
hierzu auch an die zustdndige Behdrde des Niederlassungsstaates wenden. Die Kammer unterrichtet den
Empfanger oder die Empfangerin der Dienstleistung Gber das Ergebnis des Beschwerdeverfahrens. Auf An-
frage der zustandigen Behorde des anderen Staates im Sinne des Absatzes 1, in dem die Dienstleistung er-
bracht wird, teilt die Kammer die zur Durchflihrung des dortigen Beschwerdeverfahrens erforderlichen Anga-
ben mit. Die Kammer hat diese Behdrde Uber die verhangten berufsrechtlichen Malnahmen oder veranlass-
ten berufsgerichtlichen Sanktionen zu unterrichten, die sich auf die Berufsaustibung auswirken kénnten.

§ 5 - Aufgaben der Kammern

(1) Aufgaben der Kammern sind

1. die beruflichen Belange der Kammerangehoérigen unter Beachtung der Interessen der Allgemein-
heit wahrzunehmen,

2. die Erflllung der Berufspflichten der Kammerangehorigen und der Personen im Sinne des § 4 Abs.
1 zu Uberwachen,

3. den offentlichen Gesundheitsdienst und den offentlichen Veterinardienst bei der Erfullung seiner
Aufgaben zu unterstutzen, insbesondere deren Behdrden auf Verlangen Daten der Berufsangehdri-
gen nach § 3 Abs. 2 im erforderlichen Umfang zu tbermitteln,

4. einen arztlichen, tierarztlichen und zahnarztlichen Notfalldienst in den sprechstundenfreien Zeiten
mit einer den Erfordernissen zur Abwehr von Gesundheitsgefahren angemessenen Dauer sicher-
zustellen,

5. die berufliche Ausbildung, Weiterbildung und Fortbildung der Kammerangehérigen unter besonde-
rer Berlicksichtigung der Belange des Offentlichen Gesundheitsdienstes zu férdern, bei der Quali-
tatssicherung im Gesundheitswesen oder im Veterindrwesen mitzuwirken und fir die Entwicklung
und Durchflhrung von MaRRnahmen der Qualitatssicherung Sorge zu tragen. Die Durchfiihrung von
QualitatssicherungsmafRnahmen Dritter, die Mitglieder der Kammern betreffen, ist mit der zustandi-
gen Kammer zu vereinbaren,

6. Fursorgeeinrichtungen und Versorgungseinrichtungen fir die Kammerangehdrigen und die Mitglie-
der ihrer Familie oder ihrer eingetragenen Lebenspartnerschaft zu schaffen,

7. auf Verlangen der zustandigen Behdrden Stellungnahmen abzugeben sowie Fachgutachten zu er-
statten und Sachverstandige zur Erstattung von Fachgutachten zu benennen,

8. bei Streitigkeiten, die sich aus der Berufsausibung zwischen Kammerangehorigen sowie zwischen
ihnen und Dritten ergeben, zu schlichten,

9. Kammerangehdrigen Heilberufsausweise und Bescheinigungen, auch elektronischer Art, sowie un-
ter den Voraussetzungen des Signaturgesetzes Zertifikate selbst oder durch Einbeziehung von Un-
ternehmen fur Zertifizierungsdienste auszustellen.
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(2) In Wahrnehmung der Aufgabe nach Absatz 1 Nr. 2 errichtet die Arztekammer eine Ethikkommission
durch Satzung. In der Satzung sind insbesondere zu regeln:

1. die Aufgaben der Ethikkommission fir den Bereich auerhalb der Universitaten und Universitatskli-
niken sowie die Voraussetzungen ihrer Tatigkeit, insbesondere bei der Bewertung von Behand-
lungsverfahren und Medizinprodukten sowie aufgrund des Strahlenschutzrechts und des Transfusi-
onsrechts,

ihre Zusammensetzung, die Unabhangigkeit und Pflichten der Mitglieder sowie deren Sachkunde,
das Verfahren, einschliefdlich seiner Kosten,

die Geschaftsfiihrung,

die Aufgaben des Vorsitzenden oder der Vorsitzenden,

die Haftung und die Entschadigung der Mitglieder,

NS ok~ wDd

die Veréffentlichung der Entscheidungen.

(3) Zur Wahrnehmung der Aufgabe nach Absatz 1 Nr. 8 errichten Arztekammer und Zahnarztekammer
Schlichtungsstellen fiir arztliche oder zahnarztliche Behandlungsfehler durch Satzung. Die Tierarztekammer
kann eine Schlichtungsstelle fiir tierarztliche Behandlungsfehler durch Satzung errichten. In der Satzung sind
insbesondere zu regeln:

1. die Aufgaben der Schlichtungsstelle und die Voraussetzungen ihrer Tatigkeit, einschlie3lich der Be-
stellung von Gutachtern und Gutachterinnen,

2. ihre Zusammensetzung, die Unabhangigkeit und Pflichten der Mitglieder sowie deren Sachkunde,
die Antragsberechtigung,

> ow

. das Verfahren, einschlief3lich der Vorlage von Aufzeichnungen nach § 19 Abs. 2 Nr. 3 und von
Krankenunterlagen, sowie der Kosten des Verfahrens,

die Geschaftsfiihrung,
die Aufgaben des Vorsitzenden oder der Vorsitzenden,
die Entschadigung der Mitglieder,

® N o o

die Veroffentlichung der Entscheidungen.

(4) Die Kammern kénnen mit anderen Kammern der Heilberufe mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland
mit Zustimmung der anderen Kammern gemeinsame Einrichtungen nach den Absatzen 2 und 3 sowie nach
§ 5 a schaffen oder sich Einrichtungen von Kammern der Heilberufe mit Sitz in der Bundesrepublik Deutsch-
land anschlief3en. Das Nahere regeln die Kammern durch Satzung.

(5) Zur Wahrung von Berufs- und Standesfragen sind die Kammern berechtigt, mit Kammern desselben Heil-
berufes in anderen Bundeslandern Arbeitsgemeinschaften zu bilden. Die Apothekerkammer ist auRerdem
berechtigt, sich Organisationen anzuschlieRen, die Aufgaben nach dem Sozialversicherungsrecht iiberneh-
men.

(6) Die Apothekerkammer ist zustdndige Behdrde im Sinne der §§ 23 und 24 der Apothekenbetriebsordnung.
Sie nimmt diese Aufgaben als Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises wahr. Die ihr entstehen-
den Kosten deckt sie durch Erhebung von Gebulhren und Auslagen fir ihre Amtshandlungen.

(7) Die Kammern arbeiten nach MalRgabe des Rechts der Europaischen Union mit den zustandigen Behor-
den eines in § 4 Abs. 1 genannten Staates zusammen, leisten die erforderliche Amtshilfe, geben die vorge-
schriebenen Mitteilungen und haben die Vertraulichkeit der Ubermittelten Informationen sicherzustellen. Sie
haben insbesondere Uber das Vorliegen disziplinarischer oder strafrechtlicher Sanktionen oder Uber sonstige
schwerwiegende Sachverhalte zu unterrichten, die sich auf die Berufsausiibung auswirken kdnnten. Sie kon-
nen von den zustandigen Behdrden des anderen Staates Angaben zu Sanktionen und Sachverhalten im Sin-
ne des Satzes 2 und zur Uberpriifung der Richtigkeit von Weiterbildungsnachweisen anfordern. Die Kam-
mern nutzen flr ihre Mitteilungen und Anfragen das Binnenmarkt-Informationssystem (IMl).

(8) Arztekammer, Zahnarztekammer und Apothekerkammer sind zustandige Stellen fiir Mitteilungen zur Be-
rufsausiibungsberechtigung ihrer Mitglieder an Behorden anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union
auf Anfragen im Rahmen des IMI und berechtigt, die dafiir erforderlichen personenbezogenen Daten zu
Ubermitteln.

(9) Die Kammer ist zustandige Stelle im Sinne des § 117 des Versicherungsvertragsgesetzes fiir die Entge -
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gennahme von Anzeigen uber Berufshaftpflicht- Versicherungsverhaltnisse.

§ 5 a - Versorgungseinrichtungen

(1) Zur Erfullung der Aufgabe nach § 5 Abs. 1 Nr. 6 kdnnen die Kammern nach MalRRgabe einer besonderen
Satzung Versorgungseinrichtungen zur Sicherung der Kammermitglieder im Alter und bei Berufs- oder Er-
werbsunfahigkeit sowie zur Sicherung der Hinterbliebenen schaffen. Sie kdnnen die Kammermitglieder ver-
pflichten, Mitglieder der Versorgungseinrichtung zu werden.

(2) Organe der Versorgungseinrichtung sind die Kammerversammlung, der Verwaltungsausschuss und ein
aufsichtsfiihrendes Gremium. Der Verwaltungsausschuss leitet die Versorgungseinrichtung. Das aufsichts-
fuhrende Gremium Uberwacht die Verwaltung der Versorgungseinrichtung. Die Kammerversammlung wahlt
fur die beiden anderen Organe jeweils bis zu sieben Personen. Die Mitglieder des aufsichtsfihrenden Gremi-
ums durfen nicht gleichzeitig Mitglieder des Verwaltungsausschusses sein. Die Mitglieder in beiden Organen
sind ehrenamtlich tatig.

(3) Die Versorgungseinrichtung verwaltet ein eigenes Vermoégen, das nicht fur Verbindlichkeiten der Kammer
haftet. Das Vermdgen der Kammer im Ubrigen haftet nicht fiir Verbindlichkeiten der Versorgungseinrichtung.
Die Versorgungseinrichtung darf im Rechtsverkehr unter ihrem eigenen Namen handeln, klagen und verklagt
werden, soweit Bundesrecht nicht entgegensteht. Sie wird von der Vorsitzperson des Verwaltungsausschus-
ses gerichtlich und aulergerichtlich vertreten. Die Versorgungseinrichtung bestellt das Personal fur die Ge-
schaftsfihrung. Erklarungen, die die Versorgungseinrichtung aufierhalb der laufenden Geschafte vermo-
gensrechtlich verpflichten, muss die geschaftsfiihrende Person zusammen mit der Vorsitzperson des Verwal-
tungsausschusses oder deren Vertretungsperson schriftlich abgeben.

(4) Die Versorgungseinrichtung erhebt von ihren Mitgliedern die zur Erbringung der Versorgungsleistungen
notwendigen Beitrdge. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Beitrdge zu leisten und die erforderlichen Angaben
Uber ihre fiir die Bemessung der Beitrage maRgebenden Einkommensverhaltnisse mitzuteilen.

(5) Versorgungsleistungen sind Altersrente, Berufsunfahigkeitsrente und Hinterbliebenenrente. Die Satzung
kann weitere Versorgungsleistungen vorsehen.
(6) Die Satzung muss insbesondere Bestimmungen enthalten Uber:
1. versicherungspflichtige Mitglieder,
2. Beginn und Ende der Pflichtmitgliedschaft,
3. Befreiung von der Pflichtmitgliedschaft,
4. freiwillige Mitgliedschaft, insbesondere nach dem Ende der Kammerzugehorigkeit,
5. Berechnung der Hohe der Versorgungsleistungen,
6. Hoéhe der Beitrage,
7

. Einzelheiten der Zusammensetzung und Aufgaben des Verwaltungsausschusses und des auf-
sichtsfihrenden Gremiums sowie Uber die Amtszeit der Mitglieder mit einer Dauer bis zu sechs
Jahren.

(7) Die fir 6ffentlich-rechtliche Versorgungseinrichtungen maf3gebenden Vorschriften des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBI. 1993 | S. 2) in der je-
weils geltenden Fassung und die Anlageverordnung vom 20. Dezember 2001 (BGBI. | S. 3913) in der jeweils
geltenden Fassung sind entsprechend anwendbar.

§ 6 - Finanzwesen

(1) Der Finanzbedarf der Kammer wird durch Beitrage der Kammermitglieder gedeckt. Hierzu erlasst die
Kammer eine Beitragsordnung. Die Beitrage kdnnen nach der Hohe des Einkommens oder des Umsatzes
der Mitglieder gestaffelt werden. Die Kammerangehorigen sind verpflichtet, die erforderlichen Angaben Uber
ihre fur die Berechnung der Beitrdage maligebenden Einklinfte oder Umsatze mitzuteilen. Verweigert ein
Kammermitglied diese Angaben, teilt es sie nicht vollstandig mit oder ergeben sich Anhaltspunkte, dass die
Angaben falsch sind, ist die Kammer berechtigt, die erforderlichen Angaben beim Finanzamt zu erheben.

(2) Die Kammer erhebt innerhalb ihres eigenen Wirkungskreises fir
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1. Amtshandlungen und

2. die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Gegenstdnden und besonderen Leistungen, die nicht
Amtshandlungen sind,

Verwaltungskosten (Gebiihren und Auslagen) auf Grund einer Kostenordnung.

(3) Die Kammer erlasst eine Haushalts- und Kassenordnung, die Bestimmungen Gber die
1. Aufstellung und Durchfiihrung des Haushaltsplanes,
2. Kassen- und Buchflihrung,
3. Rechnungslegung und Rechnungsprufung

enthalt.

(4) Sie hat fur jedes Haushaltsjahr einen Haushaltsplan aufzustellen und eine Jahresrechnung zu erstellen.
Der Haushalt muss sparsam und wirtschaftlich gefiihrt werden.

§ 7 - Organe

(1) Organe der Kammer sind:
1. die Kammerversammlung
2. der Kammervorstand.

(2) Die Rechte und Pflichten der Organe werden durch die Hauptsatzung bestimmt, soweit sie nicht durch
dieses Gesetz festgelegt werden.

§ 8 - Wahl zur Kammerversammlung

(1) Jede Kammerversammlung hat mindestens 21 und hdchstens 101 Mitglieder, die ehrenamtlich tatig sind.
Die Kammerversammlung der Apothekerkammer setzt sich aus einer gleichen Anzahl selbstandig Tatiger
und nicht selbstandig Tatiger zusammen.

(2) Die Mitglieder der Kammerversammlung werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und gehei-
mer Wabhl fiir die Dauer von fiinf Jahren bestimmt. ")

(3) Die Wahl erfolgt nach den Grundsatzen der Personlichkeitswahl aufgrund von Listen- und Einzelwahlvor-
schlagen. Sie wird als Briefwahl oder in elektronischer Form durchgefihrt.

(4) Die Kammerversammlung tritt spatestens zwei Monate nach der Wahl zusammen.
(5) Das Verfahren und die Einzelheiten der Wahl regelt die Wahlordnung, die von der zustdndigen Kammer
erlassen wird. In der Wahlordnung sind insbesondere festzulegen:
1. die Bestimmung des Wahltages, der Wahlzeit und ihre Bekanntmachung,
die Bildung und die Aufgaben der Wahlorgane,
Wabhlkreise und die auf die Wahlkreise entfallenden Sitze,

die Voraussetzungen fir die Aufnahme in das Wahlerverzeichnis, dessen Fiihrung, Auslegung, Be-
richtigung und Abschluss, des Einspruchs gegen das Wahlerverzeichnis und der Benachrichtigung
der Wahlberechtigten,

p oD

die Anforderungen an die Wahlvorschlage, ihre Zulassung und ihre Bekanntmachung,
die Gestaltung der Stimmzettel,
die Zusendung der Wahlunterlagen fiir die Stimmabgabe,

© N o o

die Wahlhandlung, einschlieRlich der Anzahl der Stimmen der Wahlberechtigten,

9. die Auszahlung der Stimmen und die Voraussetzungen fir die Glltigkeit,

10. die Ermittlung des Wahlergebnisses einschlief3lich der Ermittlung der auf die einzelnen Wahlvor-
schlage entfallenden Sitze und seine Bekanntmachung,

11.der Erwerb der Mitgliedschaft, die Berufung von Nachfolgern und Nachfolgerinnen bei Sitzverlust
gemal § 11 und ihre Bekanntmachung,
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12. die Wahlprufung,
13. die Wahlanfechtung,
14. die Voraussetzungen fiir Wiederholungswahlen.

§ 9 — Wahlberechtigung

Wahlberechtigt zur Kammerversammlung sind alle Kammerangehdrigen auRer denjenigen, die
1. unter Betreuung im Sinne des § 1896 BGB stehen oder
2. infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzen.

§ 10 — Wihlbarkeit

(1) Wahlbar ist jedes wahlberechtigte Kammermitglied.

(2) Nicht wahlbar sind Kammerangehorige, die am Wahltag

1. infolge Richterspruchs die Wahlbarkeit oder die Fahigkeit zum Bekleiden &ffentlicher Amter nicht
besitzen,

2. infolge berufsgerichtlicher Entscheidungen das passive Berufswahlrecht nicht besitzen (§ 48 Abs. 1
Nr. 3),

3. hauptberuflich bei der Kammer oder bei der Aufsichtsbehdrde beschaftigt sind.

§ 11 - Sitzverlust

(1) Ein Mitglied der Kammerversammlung verliert seinen Sitz in der Kammerversammiung
1. durch Verzicht, der dem Vorstand gegenuber schriftlich erklart werden muss und unwiderruflich ist,
2. durch Verlust der Wahlbarkeit (§ 10 Abs. 2),
3. bei Wegfall der Voraussetzungen fiir die Mitgliedschaft nach § 2 Abs. 1,
4. bei Anderung der Zugehdrigkeit zu einer der in § 8 Abs. 1 Satz 2 genannten Gruppen.

(2) In Fallen des Absatzes 1 Nrn. 2 bis 4 stellt der Vorstand durch Beschluss den Sitzverlust fest. Der Be -
schluss ist dem betroffenen Mitglied der Kammerversammlung zuzustellen.

§ 12 - Nachriicken von Mitgliedern

Scheidet ein Mitglied der Kammerversammlung aus, so tritt an seine Stelle dasjenige Kammermitglied, das
im Wahlkreis dem bisher gewahlten Mitglied mit der nachsthéheren Stimmenzahl folgt.

§ 13 - Beschliisse und Wahlen der Kammerversammlung

(1) Die Beschliisse der Kammerversammlung werden mit Stimmenmehrheit gefasst, soweit nicht dieses Ge-
setz oder nach diesem Gesetz vorgesehene Satzungen oder Ordnungen (§ 15 Abs. 1) etwas anderes vor-
schreiben. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(2) Die Beschlisse der Kammerversammlung sind nur giltig, wenn mindestens die Halfte der Mitglieder an-
wesend ist.

(3) Die Kammerversammlung wahlt aus ihrer Mitte geheim und in getrennten Wahlgadngen mit absoluter
Mehrheit der Kammerversammlung den Prasidenten oder die Prasidentin sowie die Stellvertreter und Stell-
vertreterinnen und in einem weiteren Wahlgang mit relativer Mehrheit die Gbrigen Vorstandsmitglieder. Wird
die nach Satz 1 vorgeschriebene absolute Mehrheit nicht nach zwei Wahlgangen erreicht, geniigt bei weite -
ren Wahlgangen die relative Mehrheit. Mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder der Kammerver-
sammlung kann eine vorzeitige Neuwahl einzelner oder aller Vorstandsmitglieder durchgefiihrt werden.

1) Anm.: Die Anderung durch Artikel 1 Nr. 7 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (GVBI. LSA S. 402) gilt gemé&R Artikel 6 Absatz 2
des genannten Gesetzes erstmals fir die im Jahre 2011 durchzufihrenden Kammerwahlen.
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§ 14 - Ausschiisse

(1) Zur Vorbereitung von Beratungen bildet die Kammerversammlung fiir die Dauer der Wahlperiode Aus-
schisse.

(2) Der Ausschuss wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden oder eine Vorsitzende und dessen oder deren
Stellvertreter und Stellvertreterinnen.

§ 15 - Aufgaben der Kammerversammlung

(1) Die Kammerversammlung beschlief3t Gber:

Hauptsatzung (§ 16),

Wahlordnung (§ 8 Abs. 5),

Geschaftsordnung (§ 17 Abs. 2),

Beitragsordnung (§ 6 Abs. 1),

Kostenordnung (§ 6 Abs. 2),

Haushalts- und Kassenordnung (§ 6 Abs. 3),

Feststellung des Haushaltsplanes und der Jahresrechnung,

© N o ok wbh-=

Einrichtung von Fursorge- und Versorgungseinrichtungen (§ 5 Abs. 1),

9. Berufsordnung (§ 20),

10.Weiterbildungsordnung (§ 29),

11.in diesem Gesetz vorgesehene sonstigen Satzungen.
(2) Die in Absatz 1 aufgefuihrten Satzungen und Beschlisse sind im Mitteilungsblatt der Kammer bekanntzu-
machen. Der Genehmigung durch die Aufsichtsbehérde bedirfen:

1. die Feststellung des Haushaltsplans und der Jahresrechnung,

2. die Beitragsordnung und

3. die Weiterbildungsordnung.
Die Satzung Uber die Versorgungseinrichtung nach § 5a bedarf der Genehmigung durch die Aufsichtsbehor-
de im Einvernehmen mit dem nach § 70 Abs. 2 zustandigen Ministerium.

(3) Anderungen der Hauptsatzung und der Wahlordnung bediirfen der Zustimmung von zwei Dritteln der an-
wesenden Mitglieder der Kammerversammlung.

(4) Die Kammerversammlung wahlt die Delegierten zu Beschlussgremien der beruflichen Vertretungen auf
Bundesebene und stellt die Vorschlagsliste fir die ehrenamtlichen Mitglieder der Berufsgerichte auf.

(5) Sonstige Angelegenheiten kdnnen der Kammerversammlung in der Hauptsatzung zur Beschlussfassung
Ubertragen werden.

(6) Die Kammerversammlung hat Uber Richtlinien zur Qualitatssicherung zu beschlieRen.

§ 16 - Hauptsatzung

Die Hauptsatzung enthalt insbesondere Bestimmungen tber:
1. die Untergliederungen der Kammer,
2. die Mitgliederzahl der Kammerversammlung und des Kammervorstandes,

3. die Einberufung der Kammerversammlung und das Verfahren bei Beratungen und Abstimmungen
in der Kammerversammlung,

4. die Bildung von Ausschiissen und die Zuziehung von Sachverstandigen,
5. die Entschadigung fir die Tatigkeit in den Organen sowie der Sachverstandigen,
6. die Form und Art der Bekanntmachungen.
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§ 17 - Kammervorstand

(1) Der Kammervorstand besteht aus dem Prasidenten oder der Prasidentin, bis zu drei Stellvertretern oder
Stellvertreterinnen und drei bis sieben Beisitzern oder Beisitzerinnen. Sie sind ehrenamtlich tatig.

(2) Der Kammervorstand fuhrt die laufenden Geschéafte der Kammer nach MalRgabe der Geschéftsordnung.
Er hat die Beratungen der Kammerversammlung vorzubereiten und die von ihr gefassten Beschliisse durch-
zuflihren. Zu seinen Aufgaben zahlt auch die Entscheidung Uber die Austibung des Riigerechts (§ 21).

(3) Nach dem Ende der Wahlperiode der Kammerversammlung flihrt der Kammervorstand die Geschéafte bis
zur Neuwahl des Vorstandes weiter.

§ 18 - Kammerprasident und Kammerprasidentin

(1) Der Prasident oder die Prasidentin vertritt die Kammer gerichtlich und auf3ergerichtlich. Erklarungen, wel-
che die Kammer vermoégensrechtlich verpflichten, bedirfen der Schriftform. Sie sind nur rechtsverbindlich,
wenn sie vom Prasidenten oder von der Prasidentin und einem weiteren Mitglied des Kammervorstandes un-
terzeichnet sind. Die Zeichnungsberechtigung fiir die laufenden Geschafte wird nach Malkgabe der Haupt-
satzung der Kammer geregelt.

(2) Der Prasident oder die Prasidentin beruft die Sitzungen des Vorstandes und mindestens einmal jahrlich
der Kammerversammlung ein und fiihrt in den Sitzungen den Vorsitz.

(3) Er oder sie muss eine Sitzung einberufen, wenn ein Drittel der Mitglieder der Kammerversammlung oder
des Vorstandes es verlangt.

(4) Ist der Prasident oder die Prasidentin verhindert, werden die Stellvertreter oder Stellvertreterinnen nach
MaRgabe der Hauptsatzung tatig. Sind auch diese verhindert, kann der Prasident oder die Prasidentin ein
anderes Vorstandsmitglied mit der Vertretung beauftragen.

Teil 2 — Berufsausiibung

§ 19 - Berufspflichten

(1) Die Kammerangehdrigen sind verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft auszuliben und dem ihnen auf Grund
ihres Berufes entgegengebrachten Vertrauen zu entsprechen.

(2) Die Kammerangehorigen, die ihren Beruf ausliben, haben insbesondere die Pflicht,

1. sich beruflich fortzubilden und sich dabei Gber die fir ihre Berufsausiibung geltenden Bestimmun-
gen zu unterrichten,

2. am Notfalldienst teilzunehmen und sich dafiir fortzubilden, soweit sie als Arzte und Arztinnen, Apo-
theker und Apothekerinnen, Tierarzte und Tierarztinnen, Zahnarzte und Zahnarztinnen in eigener
Praxis, in Apotheken oder in Einrichtungen zur ambulanten Versorgung tatig sind, auch wenn sie
eine Bezeichnung nach § 22 Abs. 2 fliihren,

3. die berufsrechtlich gebotenen Aufzeichnungen zu erstellen,

4. eine Berufshaftpflichtversicherung abzuschlielen, wahrend der Berufstatigkeit aufrechtzuerhalten
und auf Verlangen der Kammer nachzuweisen; eine Verpflichtung zum Abschluss einer Berufshaft-
pflichtversicherung besteht nicht, soweit zur Deckung der beruflichen Risiken eine Betriebshaft-
pflichtversicherung oder eine andere gleichwertige Sicherheit vorhanden ist,

5. im Rahmen ihrer Tatigkeit als Arzte oder Arztinnen, Zahnérzte oder Zahnarztinnen, Apotheker oder
Apothekerinnen auf Anzeichen von Vernachlassigung, Missbrauch oder Misshandlung von Kindern
zu achten und, soweit dies erforderlich ist, auf Schutz- und UnterstitzungsmaRnahmen hinzuwir-
ken; sie arbeiten hierzu insbesondere mit Einrichtungen und Diensten der offentlichen und freien
Jugendhilfe und dem 6ffentlichen Gesundheitsdienst zusammen.
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(3) In eigenen ambulanten Einrichtungen berufstétige Arzte und Arztinnen sowie Zahnérzte und Zahnéarztin-
nen haben den Patienten und Patientinnen auf deren Verlangen Auskinfte zu erteilen Uber:

1. die Verfugbarkeit, Qualitdt und Sicherheit ihrer erbrachten medizinischen Leistungen,

2. ihre Berechtigung zur Berufsausibung, einschlieBlich ihrer Zulassung zur vertragsarztlichen oder
vertragszahnarztlichen Versorgung,

3. ihren Versicherungsschutz fur die Berufshaftpflicht und

4. die Preise ihrer Leistungen.
Von Berufsangehérigen im Sinne des Satzes 1 erstellte Rechnungen Uber ihre Leistungen missen klar und
verstandlich sein.

(4) Eine ambulante arztliche und zahnarztliche Tatigkeit ist in einer Praxis oder poliklinischen Einrichtung, im
Rahmen der vor- und nachstationaren Behandlung im Krankenhaus sowie mit Ermachtigung im Kranken-
haus zulassig. Zugelassen sind auch Tatigkeiten bei Rechtstragern, die im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen arztliche oder zahnarztliche Leistungen anbieten oder erbringen. Diese Regelungen gelten entspre-
chend fir Tierarzte und Tierarztinnen.

§ 20 - Inhalt der Berufsordnung
(1) Die Berufsordnung soll im Rahmen des § 19 weitere Vorschriften Uber Berufspflichten enthalten, insbe -
sondere hinsichtlich:

1. der Einhaltung der Schweigepflicht und der sonstigen fiir die Berufsausiibung geltenden Rechts-
vorschriften,

2. der Gewabhrleistung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung des Patienten oder der Pati-
entin bei Einschaltung externer Abrechnungsstellen, bei Fiihrung einer Praxis durch einen Vertreter
oder eine Vertreterin oder in gemeinsamer Berufsausliibung sowie bei VeraulRerung der Praxis,

der Nachweisfiihrung Uber die Berufshaftpflichtversicherung,

> ow

. der Auslibung des Berufs in eigener Praxis, gemeinschaftlich sowie in der Rechtsform einer juristi-
schen Person,

der Durchfiihrung von Sprechstunden,
der Praxis- und Apothekenankindigung,
der Werbung und des Wettbewerbs,

der Praxiseinrichtung,
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9. der Anforderungen an die Zulassung und Flhrung einer tierarztlichen Klinik,
10.der Verordnung und Empfehlung von Heil- oder Hilfsmitteln,

11.der Teilnahme der Kammerangehérigen an Qualitatssicherungsmafnahmen,
12.der Ausstellung von Gutachten und Zeugnissen,

13.der Angemessenheit und Nachprifbarkeit des Honorares,

14.des beruflichen Verhaltens gegeniiber anderen Berufsangehdrigen und der Zusammenarbeit zwi-
schen Berufsangehdrigen und Angehdrigen anderer Berufe,

15. der Beschaftigung von Vertretern oder Vertreterinnen, Assistenten oder Assistentinnen und sonsti-
gen Mitarbeitern oder Mitarbeiterinnen,

16. der Beratungspflicht durch Ethikkommissionen,

17. der Ausbildung, Weiterbildung und Fortbildung des Personals.
(2) Die Arztekammer, die Tierarztekammer und die Zahnarztekammer erlassen als Bestandteil der Berufs-
ordnung eine Notfalldienstordnung, die insbesondere regelt:

1. Festlegung und Beschreibung der Teilnahmepflicht,

2. Befreiung von der Teilnahmepflicht,

3. Notfalldienstbezirke,

4 Heranziehung zum Notfalldienst,
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5. Dauer des Notfalldienstes,
6. Notfalldienstzeiten,
7. Bekanntmachung des Notfalldienstes.

(3) Die Kammer kann eine Fortbildungsordnung als Bestandteil der Berufsordnung erlassen und hierzu ins-
besondere die Voraussetzungen fiir das Erteilen von Fortbildungszertifikaten und das Fihren entsprechen-
der Bezeichnungen regeln.

§ 21 - Ruigerecht

(1) Die Kammer kann ein Kammermitglied, das die ihm obliegenden Berufspflichten verletzt hat, im Wege ei-
ner berufsrechtlichen MalRnahme rtigen, wenn die Schuld gering ist oder der Antrag auf Einleitung eines be-
rufsgerichtlichen Verfahrens nicht erforderlich ist. Das Kammermitglied ist vorher anzuhdren. Der Rigebe-
scheid enthalt eine Begriindung und ist zuzustellen. Mit der Rige kann ein Ordnungsgeld bis zu 5 000 Euro
festgesetzt werden. Kammerangehoérige, die Beamte oder Beamtinnen sind, unterliegen hinsichtlich ihrer
dienstlichen Tatigkeit nicht dem Rigerecht.

(2) Das Rugerecht erlischt, soweit wegen desselben Sachverhaltes ein berufsgerichtliches Verfahren gegen
das Kammermitglied eingeleitet ist. § 47 gilt entsprechend.

(3) Das Kammermitglied kann innerhalb eines Monats nach Zustellung des Rugebescheides schriftlich beim
Berufsgericht Antrag auf Uberprifung im berufsgerichtlichen Verfahren stellen. Der Antrag ist innerhalb die-
ser Frist zu begriinden. Der Riigebescheid ist mit einer entsprechenden Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen.

§ 21 a - Anordnung und Zwangsgeld

Die Kammer kann gegen ein Kammermitglied, das einer gegenlber der Kammer bestehenden gesetzlichen
oder satzungsrechtlichen Pflicht nicht nachkommt, anordnen, die Pflicht zu erfullen. Das Zwangsgeld zur
Durchsetzung der Anordnung nach Satz 1 kann auf héchstens 2 000 Euro festgesetzt werden.

Teil 3

Kapitel 1 - Allgemeine Vorschriften zur Weiterbildung

§ 22 - Grundsitze

(1) Ziel der Weiterbildung ist der geregelte Erwerb vertiefter Kenntnisse und Fahigkeiten fiir bestimmte Tatig-
keiten im Heilberuf nach Abschluss der Berufsausbildung. Die Weiterbildung erfolgt in praktischer Berufsta-
tigkeit und theoretischer Unterweisung.

(2) Kammerangehorige konnen nach Maligabe dieses Abschnitts neben ihrer Berufsbezeichnung weitere
Bezeichnungen flihren, die auf besondere Kenntnisse und Erfahrungen in einem bestimmten beruflichen Ge-
biet (Gebietsbezeichnung) oder Teilgebiet (Teilgebietsbezeichnung) oder auf andere zusatzlich erworbene
Kenntnisse und Erfahrungen in bestimmten Bereichen (Zusatzbezeichnung) hinweisen. Dem Teilgebiet steht
der Begriff "Schwerpunkt" gleich.

(3) Die Weiterbildung im Gebiet "Offentliches Gesundheitswesen" regelt sich nach § 30.

§ 23 - Festlegung von Bezeichnungen

(1) Die Kammern legen Bezeichnungen nach § 22 Abs. 2 fest, wenn dies nach der wissenschaftlichen Ent-
wicklung und im Interesse der angemessenen Versorgung durch Angehérige der betreffenden Heilberufe er-
forderlich ist. Dabei ist das Recht der Europaischen Union und sind die Vorschriften des Abkommens uber
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den Europaischen Wirtschaftsraum in Verbindung mit dem Anpassungsprotokoll zum Abkommen Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum zu beachten.

(2) Die Festlegung von Bezeichnungen ist aufzuheben, wenn die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen
nicht mehr gegeben sind und das Recht der Europaischen Union und die Vorschriften des Abkommens tber
den Europaischen Wirtschaftsraum in Verbindung mit dem Anpassungsprotokoll zum Abkommen ber den
Europaischen Wirtschaftsraum der Aufhebung nicht entgegenstehen.

§ 24 - Fuhren der Bezeichnung

(1) Eine Bezeichnung nach § 22 Abs. 2 darf nur fihren, wer eine Anerkennung der Kammer erhalten hat. Die
Anerkennung erhalten Kammerangehorige, welche die vorgeschriebene Weiterbildung erfolgreich abge-
schlossen haben.

(2) Mehrere Gebietsbezeichnungen dirfen grundsatzlich nebeneinander gefiihrt werden. Teilgebietsbezeich-
nungen durfen nur zusammen mit der Bezeichnung des Gebietes gefiihrt werden, dem die Teilgebiete zuge-
horen.

§ 25 - Durchfuhrung der Weiterbildung

(1) Die Weiterbildung darf erst begonnen werden, wenn die nach dem Recht der Europaischen Union oder
nach dem Abkommen Uber den Europaischen Wirtschaftsraum vorgeschriebene Ausbildung erfolgreich ab-
geschlossen oder eine gleichwertige Ausbildung anerkannt ist. Die Weiterbildungsdauer in den Gebieten darf
drei Jahre nicht unterschreiten. Die Weiterbildung in den Teilgebieten kann teilweise im Rahmen der Weiter-
bildung in dem Gebiet durchgefiihrt werden, dem die Teilgebiete zugehdren.

(2) Wahrend der Weiterbildung sind die Kammerangehérigen in dem gewahlten Gebiet oder Teilgebiet und
grundsatzlich auch im Bereich ganztagig in hauptberuflicher Stellung tatig. Tatigkeitszeiten unter sechs Mo-
naten bei Weiterbildungsstatten, Weiterbildern oder Weiterbilderinnen sollen nur angerechnet werden, wenn
sie besonders zugelassen sind.

(3) Wenn eine ganztagige Weiterbildung aus persénlichen Griinden unzumutbar ist, kann die Weiterbildung
in Teilzeit-Tatigkeit erfolgen. Sie mul} in ihrer Gesamtheit zeitlich sowie inhaltlich den Anforderungen an eine
ganztagige Weiterbildung entsprechen. Die Entscheidung trifft die zustdndige Kammer.

(4) Eine Zeit beruflicher Tatigkeit in eigener Praxis oder Einrichtung ist auf Weiterbildungszeiten fur Gebiete,
Teilgebiete oder Schwerpunkte nicht anrechnungsfahig. Gleiches gilt fur Bereiche (Zusatzbezeichnungen),
soweit nicht Abweichendes durch Satzung geregelt wird. Die Tierarztekammer kann von Satz 1 abweichende
Bestimmungen durch Satzung treffen, sofern Recht der Europaischen Union nicht entgegensteht, die Tatig-
keit nach Art und Inhalt einer Tatigkeit in einer zugelassenen Weiterbildungsstatte gleichwertig ist und die Ta-
tigkeit in einer solchen Weiterbildungsstatte eine unbillige Harte bedeuten wirde. Fur die Apothekerkammer
gilt Satz 3 fur die Weiterbildung in Gebieten entsprechend.

§ 26 - Weiterbilder, Weiterbilderinnen und Weiterbildungsstatten

(1) Die Weiterbildungen in den Gebieten, Teilgebieten oder Schwerpunkten werden unter verantwortlicher
Leitung ermachtigter Kammerangehdriger in Einrichtungen der Hochschulen oder in zugelassenen Einrich-
tungen einschlielich der Praxen (Weiterbildungsstatten) durchgefiihrt. Gleiches kann fiir die Bereiche (Zu-
satzbezeichnungen) durch Satzung bestimmt werden.

(2) Die Erméachtigung zur Weiterbildung nach Absatz 1 wird von der Kammer bestéatigt und hinsichtlich der
fachlichen und personlichen Eignung Uberprift. Sie kann den Kammerangehdrigen nur fiir das Gebiet und
Teilgebiet erteilt werden, deren Bezeichnung sie fihren. Die Ermachtigung in neu einzufiihrenden Fachge-
bieten kann entsprechend befahigten Kammerangehdrigen erteilt werden. Uber die Ermachtigung entschei-
det die zustandige Kammer auf Antrag. Sie flihrt ein Verzeichnis der ermachtigten Kammerangehorigen mit
den Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 5 und dem Umfang der Ermachtigung zur Weiterbildung. Der
Ermachtigung im Sinne dieses Gesetzes steht die Befugnis zur Weiterbildung gleich.

(3) Die Kammer entscheidet Uber die Zulassung einer Einrichtung oder eines Verbundes von Einrichtungen
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als Weiterbildungsstatte auf Antrag, soweit in diesem Gesetz etwas anderes nicht bestimmt ist. Sie hat die
Zulassung bekanntzumachen und ein Verzeichnis aller zugelassenen Weiterbildungsstatten zu fihren. Sie
kann die Zulassung entziehen, wenn die Tatigkeit der Weiterzubildenden nicht angemessen vergutet wird.

(4) Die Zulassung als Weiterbildungsstéatte nach Absatz 1 fiir Arzte und Arztinnen setzt voraus, dass

1. Patienten oder Patientinnen in so ausreichender Zahl und Art behandelt werden, dass die weiterzu-
bildenden Arzte und Arztinnen die Mdglichkeit haben, sich mit den typischen Krankheiten des Ge-
biets oder Schwerpunkts vertraut zu machen,

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den Erfordernissen der medizinischen Entwicklung
Rechnung tragen.

Dies gilt sinngemaf fir Institute und sonstige Einrichtungen ohne unmittelbaren Patientenbezug.

(5) Die Zulassung von Apotheken, Krankenhausapotheken und anderen pharmazeutischen Einrichtungen als
Weiterbildungsstatten nach Absatz 1 fir Apotheker und Apothekerinnen setzt voraus, dass

1. die dort zu verrichtenden Tétigkeiten nach Inhalt und Umfang den weiterzubildenden Apothekern
und Apothekerinnen die Mdglichkeit geben, die beruflichen Kenntnisse und Fahigkeiten des Gebie-
tes oder Teilgebietes zu vertiefen, auf das sich die Bezeichnung nach § 22 Abs. 2 bezieht,

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den Erfordernissen der Entwicklung in der Pharma-
zie Rechnung tragen.

Diese Erfordernisse gelten sinngemal fur die Zulassung von Betrieben der pharmazeutischen Industrie.

(6) Die Zulassung als Weiterbildungsstatte nach Absatz 1 fir Tierarzte und Tierarztinnen setzt voraus, dass

1. Tiere in so ausreichender Zahl und Art behandelt werden, dass die weiterzubildenden Tierarzte und
Tierarztinnen die Mdglichkeit haben, sich mit den typischen Krankheiten des Gebietes oder Teilge-
bietes, auf das sich die Bezeichnung nach § 22 Abs. 2 bezieht, vertraut zu machen,

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den Erfordernissen der veterindrmedizinischen Ent-
wicklung Rechnung tragen.

(7) Die Zulassung als Weiterbildungsstatte nach Absatz 1 fiir Zahnarzte und Zahnarztinnen setzt voraus,
dass

1. Patienten oder Patientinnen in so ausreichender Zahl und Art behandelt werden, dass die weiterzu-
bildenden Zahnarzte und Zahnarztinnen die Moglichkeit haben, sich mit der Feststellung und Be-
handlung der fir das Gebiet typischen Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten vertraut zu machen,

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den Erfordernissen der Entwicklung der Zahnheil-
kunde Rechnung tragen.

§ 27 - Prufungsverfahren

(1) Die Anerkennung nach § 24 Abs. 1 ist bei der zustandigen Kammer zu beantragen. Diese entscheidet
Uber den Antrag auf Grund einer Prifung, in der Inhalt, Umfang und Ergebnis der durchlaufenen Weiterbil -
dungsabschnitte nachzuweisen und die erworbenen Kenntnisse mundlich darzulegen sind. Einer Prufung
bedarf es nicht, wenn die Kammer die nach einer beamtenrechtlichen Laufbahnverordnung bestandene Pri-
fung als gleichwertig anerkannt hat.

(2) Die Priifung dient der Feststellung, dass der Antragsteller oder die Antragstellerin auf Grund der durchge-
fuhrten Weiterbildung in dem gewahlten Gebiet, Teilgebiet oder Bereich die als Voraussetzung fur die Aner-
kennung vorgeschriebenen besonderen oder zusatzlichen Kenntnisse und Erfahrungen erworben haben.

(3) Die Priifung wird von einem bei der zustandigen Kammer zu bildenden Ausschuss durchgefiihrt. Bei Be-
darf sind mehrere Prifungsausschiisse zu bilden. Jedem Ausschuss gehdren mindestens drei von der Kam-
mer zu bestimmende Mitglieder an. Das zustandige Ministerium kann ein weiteres Mitglied bestimmen. Die
Prifung kann auch bei Abwesenheit dieses Mitglieds durchgefiihrt werden. Die Durchfliihrung der Prifung
kann Prifungsausschissen anderer Kammern desselben Heilberufs Ubertragen werden.

(4) Die Zulassung zur Prifung setzt voraus, dass die ordnungsgemafRe Weiterbildung durch Zeugnisse
nachgewiesen wird. Zur Feststellung des Priifungsergebnisses hat der Prifungsausschuss sowohl Inhalt,
Umfang und Ergebnis der vorgelegten Zeugnisse Uber die einzelnen durchlaufenen Weiterbildungsabschnit-
te als auch die vom Antragsteller oder von der Antragstellerin miindlich dargelegten Kenntnisse zu beurtei -
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len.

(5) Ist die Prifung nicht bestanden, so kann der Ausschuss die vorgeschriebene Weiterbildungszeit verlan-
gern und besondere Anforderungen fiir die Weiterbildung stellen. Die Prifung kann nach Maligabe der Wei-
terbildungsordnung (§ 29) wiederholt werden.

(6) Andern sich im Laufe des Priifungsverfahrens die die Zustandigkeit der Kammer begriindenden Umstan-
de, kann die bisher zustandige Kammer das Verfahren fortfiihren, wenn dies den Interessen des Antragstel-
lers oder der Antragstellerin dient und die hunmehr zustandige Kammer zugestimmt hat. Die von der Kam-
mer eines anderen Bundeslandes erteilte Zulassung zur Prifung gilt als Zulassung fiir die zustandige Kam-
mer in Sachsen-Anhalt. Uber Riicknahme oder Widerruf entscheidet die zustandige Kammer in Sachsen-An-
halt.

§ 28 - Gleichwertige Weiterbildung

Wer in einem von §§ 25 und 26 abweichenden Weiterbildungsgang eine Weiterbildung abgeschlossen hat,
erhalt auf Antrag die Anerkennung der Kammer, wenn die Weiterbildung gleichwertig ist.
zum Seitenanfang zum Seitenanfang

§ 28 a - Anerkennung der Weiterbildung nach dem Recht der Europédischen Union

(1) Staatsangehorige im Sinne des § 4 Abs. 1, die Mitglieder der Kammer sind und ein Diplom, ein Prifungs-
zeugnis oder einen sonstigen Nachweis Uber eine Weiterbildung besitzen, das oder der von einem Staat im
Sinne des § 4 Abs. 1 ausgestellt wurde und nach dem Recht der Europaischen Union anerkannt ist oder ei-
ner solchen Anerkennung aufgrund erworbener Rechte gleichsteht, erhalten auf Antrag die entsprechende
Anerkennung nach § 24 Abs. 1.

(2) Eine von Staatsangehorigen im Sinne des § 4 Abs. 1 in einem Drittstaat durchgefiihrte Weiterbildung ist
anzuerkennen, wenn sie durch einen in § 4 Abs. 1 genannten Staat anerkannt wurde und eine dreijahrige
Berufserfahrung in diesem Staat durch dessen Bescheinigung nachgewiesen ist.

(3) Soweit Richtlinien der Europaischen Union Uber Berufsqualifikationen es zulassen, haben Staatsangehd-
rige im Sinne des § 4 Abs. 1, die eine nicht in den Absatzen 1 und 2 geregelte Weiterbildung nachweisen,
auf Verlangen der zustdndigen Kammer eine AusgleichsmalRnahme durchzufiihren, wenn die Dauer der
nachgewiesenen Weiterbildung mindestens ein Jahr unter der von der Kammer festgelegten Weiterbildungs-
dauer liegt oder die Inhalte der Weiterbildung sich wesentlich von den durch die Kammer bestimmten Inhal-
ten unterscheiden und die Unterschiede nicht durch Anrechnung einer in einem anderen Staat im Sinne des
§ 4 Abs. 1 ausgelibten Berufstatigkeit ausgeglichen werden. AusgleichsmalRnahmen sind Anpassungslehr-
gang und Eignungsprifung. Die Staatsangehdrigen im Sinne des § 4 Abs. 1 haben grundsatzlich die Wahl
fur eine AusgleichsmalRnahme. Die Kammer kann in ihrer Weiterbildungsordnung vorschreiben, dass fiir be-
stimmte Weiterbildungen eine Eignungsprifung abzulegen und ein Anpassungslehrgang ausgeschlossen ist.

(4) Die Kammer hat im Anerkennungsverfahren die nach den Richtlinien der Europaischen Union vorge-
schriebenen Formalitdten und Fristen einzuhalten. Sie entscheidet Uber den Antrag spatestens drei Monate
nach Eingang der vollstandigen Unterlagen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(5) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Sachsen-Anhalt findet mit Ausnahme der §§ 18 und 21 keine
Anwendung.

§ 28b Anerkennung der Weiterbildung aus einem Drittstaat

(1) Ein Diplom, Prifungszeugnis oder sonstiger Nachweis Uber eine Weiterbildung, das oder der in einem
Drittstaat ausgestellt wurde und nicht von § 28a Abs. 2 erfasst wird, ist anzuerkennen, wenn die Gleichwer-
tigkeit mit der entsprechenden Weiterbildung in Deutschland gegeben ist. Die Gleichwertigkeit ist nicht gege-
ben, wenn die Dauer der nachgewiesenen Weiterbildung mindestens ein Jahr unter der von der Kammer in
ihrer Weiterbildungsordnung festgelegten Weiterbildungsdauer liegt oder die Inhalte der Weiterbildung sich
wesentlich von den in der Weiterbildungsordnung bestimmten Inhalten unterscheiden und die Defizite nicht
durch Berufstatigkeit ausgeglichen worden sind. Bei einer nicht gleichwertigen Weiterbildung kann die Kam-
mer eine AusgleichsmaRnahme verlangen. Ausgleichsmallnahme ist ein Anpassungslehrgang mit Ab-
schlussprifung oder eine Eignungsprifung. Die Antragsteller kbnnen zwischen den Ausgleichsmal3hahmen

16/27




Gesetz Uber die Kammern fiir Heilberufe Sachsen-Anhalt (KGHB-LSA) vom 13.07.1994 — in der Fassung vom 20.01.2015

wahlen. Eine nicht bestandene Abschlussprifung oder Eignungspriifung darf zweimal wiederholt werden.

(2) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Sachsen-Anhalt findet mit Ausnahme der §§ 18 und 21 keine
Anwendung.

(3) § 28a Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 29 - Inhalt der Weiterbildungsordnung

(1) In der Weiterbildungsordnung sind insbesondere zu regeln:
1. die Festlegung und die Aufhebung von Bezeichnungen nach § 22 Abs. 2,

2. der Inhalt und der Umfang der Gebiete, Teilgebiete und Bereiche, auf die sich die Bezeichnungen
nach § 22 Abs. 2 beziehen,

3. die Gebiete, deren Bezeichnungen nach § 24 Abs. 2 nebeneinander gefiihrt werden dirfen, und
die Grundsatze fiir das Fihren von Zusatzbezeichnungen im Sinne des § 22 Abs. 2,

4. die Einzelheiten der Weiterbildung nach § 25, insbesondere Inhalt, Dauer, Reihenfolge der einzel-
nen Weiterbildungsabschnitte und Bezeichnung der einzelnen Gebiete und Teilgebiete, in denen
Weiterbilder, Weiterbilderinnen und Weiterbildungsstatte zu wechseln sind, sowie die Zulassung flr
die Anrechnung nach § 25 Abs. 2 Satz 2,

5. die Gestaltung der Weiterbildung unter Berlicksichtigung der besonderen Belange der Schwange-
ren und Mitter von Kleinkindern als Weiterzubildende, insbesondere hinsichtlich der flexiblen Fest-
legung der wochentlichen Weiterbildungszeit und der Teilzeittatigkeit,

6. die Grundsatze fur die Ermachtigung von Kammerangehdrigen nach § 26 Abs. 2 Satz 1 und fur
den Widerruf der Ermachtigung,

7. besondere Vorbildungsvoraussetzungen fiir die Weiterbildung in berufsiibergreifenden Gebieten,

8. die Anforderungen an Zeugnisse nach § 27 Abs. 1 und 4,

9. Dauer und besondere Anforderungen einer verlangerten Weiterbildung nach § 27 Abs. 5,

10. das Verfahren zur Erteilung der Anerkennung nach § 27 Abs. 1 und das Nahere Uber die Prifung

einschlieRlich der Prifungsnoten.

(2) Unter den Voraussetzungen des § 23 Abs. 1 kdnnen in der Weiterbildungsordnung weitere Befahigungen
zum Erwerb

1. zusatzlicher Kenntnisse und Erfahrungen im jeweiligen Gebiet (zusatzliche Weiterbildung) oder

2. besonderer Kenntnisse und Erfahrungen in arztlichen Untersuchungs- und Behandlungsmethoden
(Fachkunde)

vorgesehen werden. Die zu regelnden Anforderungen an den Erwerb dieser Befahigungen kénnen sich da-
bei nach den Anforderungen richten, die in diesem Teil des Gesetzes an die Weiterbildung in den Gebieten,
Teilgebieten und Bereichen gestellt werden. Den Erwerb dieser Befahigungen bestatigt die Kammer durch
eine Bescheinigung.

(3) Soweit es die Richtlinien der Europaischen Union zulassen oder erfordern, kann die Weiterbildungsord -
nung

1. die Einzelheiten zur Durchfiihrung von Ausgleichsmaf3inahmen im Sinne der §§ 28a und 28b und

2. furin Sachsen-Anhalt aufgehobene Weiterbildungsgange die Fortflihrung der in einem in § 4 Abs. 1
genannten Staat erworbenen Rechte aus diesen Weiterbildungen regeln.

regeln.

§ 30 - Offentliches Gesundheitswesen

(1) Die Weiterbildung im Gebiet "Offentliches Gesundheitswesen" wird in Einrichtungen durchgefiihrt, die von
der Kammer nach Anhérung des flr die Kammern flir Heilberufe zustandigen Ministeriums zugelassen wor-
den sind.
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(2) Die Kammer kann abweichend von den §§ 25 bis 28 Abs. 1 die Einzelheiten der Weiterbildung durch Sat-
zung regeln. § 29 Abs. 1 gilt entsprechend.

§ 31 - Uberleitungsvorschriften

(1) Die bisher von den Kammern ausgesprochenen Anerkennungen und die von den Kammern anerkannten
abgeschlossenen Weiterbildungen gelten als Anerkennungen im Sinne dieses Gesetzes.

(2) Kammerangehorige, die sich bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in der Weiterbildung befinden, schlieen
diese nach den bisher geltenden Bestimmungen der Weiterbildungsordnungen ab. Sie erhalten eine Aner-
kennung nach diesem Gesetz.

(3) In den Ubrigen Landern erteilte Anerkennungen zur Fihrung von Bezeichnungen im Sinne des § 22 Abs.
2 gelten auch im Land Sachsen-Anhalt mit der erworbenen Bezeichnung. Zeiten und Leistungen, die von in
der Weiterbildung befindlichen Kammerangehdérigen in anderen Landern bei dort ermachtigten Kammeran-
gehorigen und zugelassenen Weiterbildungsstatten erbracht worden sind, werden bei Gleichwertigkeit ange-
rechnet.

Kapitel 2 - Weiterbildung von Arzten und Arztinnen

Abschnitt 1 - Weiterbildung in Gebieten und Teilgebieten

§ 32 - Fachrichtungen

(1) Die Arztekammer legt Gebiets- und Schwerpunktbezeichnungen in den Fachrichtungen:
Konservative Medizin,
Operative Medizin,
Nervenheilkundliche Medizin,
Theoretische Medizin,
Okologie,
6. Methodisch-technische Medizin
und in Verbindungen dieser Fachrichtungen fest.

o b~ DN =

(2) Abgesehen von Absatz 1 sind Gebietsbezeichnungen auch die Bezeichnungen ,Allgemeinmedizin” und
,Offentliches Gesundheitswesen".

(3) (aufgehoben)

(4) Arzte und Arztinnen, die eine Gebietsbezeichnung fiihren, sollen sich nur durch Berufsangehérige vertre -
ten lassen, die dieselbe Gebietsbezeichnung flihren.

§ 33 - Inhalt der Weiterbildung

(1) Die Weiterbildung nach § 22 Abs. 1 umfaRt fir Arzte und Arztinnen insbesondere die Vertiefung der
Kenntnisse und Fahigkeiten in der Verhitung, Erkennung und Behandlung von Krankheiten, Kérperschaden
und Leiden einschlieflich der Wechselbeziehungen zwischen Mensch und Umwelt sowie die notwendigen
Malnahmen der Rehabilitation.

(2) (aufgehoben)
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Abschnitt 2 - Weiterbildung in der Allgemeinmedizin

§ 34 - Grundsatz

Die Weiterbildung in der Allgemeinmedizin muss nach Dauer und Inhalt mindestens den Anforderungen des
Rechts der Européischen Union fur die besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin entsprechen.

§ 35 - (aufgehoben)

§ 36 - (aufgehoben)

§ 37 - Weiterbildung in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union

Wer in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union ein Diplom, Priifungszeugnis oder einen sonsti-
gen Befahigungsnachweis (iber die besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin oder eine Bescheinigung
Uber eine Gleichstellung erhalten hat, erhalt auf Antrag ein Zeugnis, das ihn berechtigt, die facharztliche Ge-
bietsbezeichnung fiir Allgemeinmedizin zu fihren, sofern auch die Berechtigung zur Ausiibung des arztlichen
Berufs nach der Bundesarzteordnung besteht. Bei einer nicht abgeschlossenen besonderen Ausbildung, die
aulerhalb Deutschlands durchgefiihrt worden ist, werden eine Zusatzausbildung sowie eine erlangte Berufs-
erfahrung im Umfang ihrer Gleichwertigkeit angerechnet. § 28 a Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 38 - Satzungsermachtigung

Die Einzelheiten zur Umsetzung der Vorgaben des Rechts der Europaischen Union fir die besondere Ausbil-
dung in Aligemeinmedizin regelt die Arztekammer in der Weiterbildungsordnung (§ 29). Sie kann langere
Mindestzeiten festlegen und Ubergangsbestimmungen zum Flhren der fachérztlichen Gebietsbezeichnung
fur Personen treffen, die von ihr die Anerkennung fur die spezifische Ausbildung in Allgemeinmedizin nach
friherem Recht erhalten haben.

§ 39 - Weiterfiihrung der Bezeichnung

Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die Bezeichnung "Praktischer Arzt" oder "Praktische Arztin" fuhrt, darf
diese weiterfihren und erhalt hieriiber auf Antrag von der Arztekammer eine entsprechende Urkunde.

Kapitel 3 - Weiterbildung von Apothekern und Apothekerinnen

§ 40 - Fachrichtungen
(1) Die Apothekerkammer legt Gebietsbezeichnungen und Teilgebietsbezeichnungen gemal § 22 Abs. 2 in
den Fachrichtungen
1. Allgemeinpharmazie,
Klinische Pharmazie,
Theoretische Pharmazie,

N

Methodisch-technologische Pharmazie,
5. Okologie
und in Verbindungen dieser Fachrichtungen fest.

(2) Gebietsbezeichnung ist auch die Bezeichnung "Offentliches Gesundheitswesen".
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§ 41 - Inhalt der Weiterbildung

Die Weiterbildung nach § 22 Abs. 1 umfasst fiir Apotheker und Apothekerinnen insbesondere die Vertiefung
der Kenntnisse und Fahigkeiten in der Entwicklung, Herstellung, Prifung, Abgabe und Wirkungsweise der
Arzneimittel einschlieBlich der Begutachtung und der Beratung Uber Arzneimittel. Sie erstreckt sich auch auf
die Wechselbeziehungen zwischen Mensch und Umwelt, bezogen auf Arzneimittel sowie Gifte und Gefahr-
stoffe.

Kapitel 4 - Weiterbildung von Tierarzten und Tierarztinnen

§ 42 - Fachrichtungen

(1) Die Tierarztekammer legt Gebiets- und Teilgebietsbezeichnungen gemaR § 22 Abs. 2 in den Fachrichtun-
gen

Theoretische Veterinarmedizin,

Tierhaltung und Tiervermehrung,

Tierarztliche Lebensmittel- und Fleischhygiene,

Klinische Veterindrmedizin,

ok 0N~

Methodisch-technische Veterindrmedizin,
6. Tierschutz und Okologie
und in Verbindungen dieser Fachrichtungen fest.

(2) Gebietsbezeichnungen sind auch die Bezeichnungen "Allgemeine Veterindrmedizin" und "Offentliches
Veterinarwesen".

(3) Die Gebietsbezeichnung "Allgemeine Veterinarmedizin" darf nicht zusammen mit der Bezeichnung "Prak-
tischer Tierarzt" oder "Praktische Tierarztin" gefiihrt werden.

§ 43 - Inhalt der Weiterbildung

Die Weiterbildung nach § 22 Abs. 1 umfasst fir Tierarzte und Tierarztinnen insbesondere die Vertiefung der
Kenntnisse und Fahigkeiten in der Verhitung, Erkennung und Behandlung von Krankheiten und Leiden der
Tiere sowie zum Schutz des Menschen vor Gefahren und Schadigungen durch Tierkrankheiten, Lebensmit-
tel und Erzeugnisse tierischer Herkunft einschlieBlich der mit diesen Gebieten zusammenhangenden Fragen
der Umwelthygiene und des Tierschutzes.

Kapitel 5 - Weiterbildung von Zahnarzten und Zahnarztinnen

§ 44 - Fachrichtungen

Die Zahnarztekammer legt die Gebietsbezeichnungen gemaR § 22 Abs. 2 in den Fachrichtungen Kieferor-
thopadie und Oralchirurgie fest.

§ 45 - Inhalt der Weiterbildung

Die Weiterbildung nach § 22 Abs. 1 umfasst fur Zahnarzte und Zahnarztinnen insbesondere die Verhitung,
Erkennung und Behandlung von Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten einschlief3lich der Wechselbeziehun-
gen zwischen Mensch und Umwelt sowie die notwendigen Malinahmen der Rehabilitation.
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Teil 4 - Berufsgerichtsbarkeit

§ 46 - Berufsvergehen

(1) VerstoRen Kammerangehérige oder Personen im Sinne des § 4 Abs. 1 schuldhaft gegen ihre Berufs-
pflichten (Berufsvergehen), wird dies im berufsgerichtlichen Verfahren geahndet. § 21 bleibt unberihrt.

(2) Gegen ein Kammermitglied, das einem staatlichen Disziplinargesetz unterliegt, findet ein berufsgerichtli-
ches Verfahren nicht statt, soweit sein Berufsvergehen zugleich einen Verstol3 gegen seine Dienstpflichten
darstellt oder als Dienstvergehen gilt.

(3) Ein Kammermitglied kann auch wegen solcher Berufsvergehen verfolgt werden, die es wahrend seiner
friheren Kammerangehorigkeit oder seiner Zugehdrigkeit zu einer Kammer auf3erhalb des Landes Sachsen-
Anhalt begangen hat.

§ 47 - Verjahrung

Sind seit der Begehung eines Berufsvergehens mehr als finf Jahre vergangen, so ist die Eréffnung eines
berufsgerichtlichen Verfahrens nicht mehr zuldssig. Verstof3t das Berufsvergehen auch gegen ein Strafge-
setz, so endet die Frist nicht vor der Verjahrung der Straftat. Im brigen gelten fir Beginn, Ruhen und Unter-
brechung der Frist §§ 78 a bis 78 c des Strafgesetzbuches entsprechend.

§ 48 - Berufsgerichtliche MaBnahmen

(1) Berufsgerichtliche Mallnahmen fiir ein Berufsvergehen sind
1. Verweis,
2. GeldbuRe bis zu 25000 Euro,

3. Entziehung des aktiven und passiven Berufswahlrechts auf die Dauer von mindestens funf Jahren
und hochstens zehn Jahren,

4. Feststellung, dass das beschuldigte Kammermitglied unwirdig ist, den Beruf auszuiben, verbun-
den mit der Empfehlung an die zustédndige Behdrde, der betroffenen Person die erteilte Approbati-
on oder Berufserlaubnis zu entziehen.

(2) Die in Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 genannten MaRnahmen kénnen nebeneinander verhangt werden.

(3) In besonderen Fallen kann auf Verdffentlichung der rechtskraftigen Entscheidung, jedoch ohne Name
und Wohnsitz des betroffenen Kammermitglieds, im Mitteilungsblatt der Kammer erkannt werden.

§ 49 - Berufsgerichte

(1) Fir das Land wird ein Berufsgericht fur Heilberufe Sachsen-Anhalt errichtet. Das Berufsgericht wird dem
Verwaltungsgericht Magdeburg angegliedert.

(2) Als Rechtsmittelinstanz wird ein Landesberufsgericht fur Heilberufe Sachsen-Anhalt errichtet. Das Lan-
desberufsgericht wird dem Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt angegliedert.

§ 50 - Besetzung der Gerichte

(1) Das Berufsgericht entscheidet in der Besetzung mit einem Berufsrichter oder einer Berufsrichterin fir den
Vorsitz und zwei Angehdérigen des betreffenden Heilberufes als ehrenamtlichen Mitgliedern.

(2) Das Landesberufsgericht entscheidet in der Besetzung mit einem Berufsrichter oder einer Berufsrichterin
fur den Vorsitz, zwei weiteren Berufsrichtern oder Berufsrichterinnen und zwei Angehdrigen des Berufes des
beschuldigten Kammermitglieds als ehrenamtlichen Mitgliedern.
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(3) Sind der oder die Vorsitzende und der Stellvertreter oder die Stellvertreterin verhindert, so fihrt der le-
bensalteste Berufsrichter oder die lebensalteste Berufsrichterin den Vorsitz.

(4) Bei Beschliissen auRerhalb der Hauptverhandlung wirken die ehrenamtlichen Mitglieder nicht mit. § 62
Abs. 1 und § 67 Abs. 1 bleiben unbertihrt.

§ 51 - Bestellung der Richter und Richterinnen

(1) Der oder die Vorsitzende, der Stellvertreter oder die Stellvertreterin und eine ausreichende Zahl weiterer
Mitglieder der Berufsgerichts und des Landesberufsgerichts werden von der Prasidentin oder dem Prasiden -
ten des Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt auf Vorschlag der betreffenden Kammer und,
soweit sie im Offentlichen Dienst stehen, im Einvernehmen mit ihrer obersten Dienstbehdrde fiir die Dauer
von funf Jahren bestellt. Die Berufsrichter und Berufsrichterinnen kénnen allen Gerichtszweigen des Landes
entnommen werden.
(2) Zu ehrenamtlichen Mitgliedern der Berufsgerichte dirfen nicht berufen werden

1. Vorstandsmitglieder oder Bedienstete der Kammern,

2. Bedienstete der Aufsichtsbehorde,

3. Personen, gegen die wegen eines Verbrechens oder Vergehens 6ffentliche Klage erhoben ist, ein
Disziplinarverfahren oder ein berufsgerichtliches Verfahren eroffnet ist,

4. Personen, die in einem Strafverfahren verurteilt sind,

5. Personen, die im berufsgerichtlichen Verfahren zu einer MalRnahme im Sinne des § 48 Abs. 1 ver-
urteilt sind,

6. Personen, die unter Betreuung im Sinne des § 1896 BGB stehen.
(3) Fir die Dauer des Berufsverbotes nach Absatz 2 Nr. 4 gilt § 46 des Bundeszentralregistergesetzes ent-
sprechend.
(4) Fur das Berufungsverbot nach Absatz 2 Nr. 5 gilt folgende Dauer:
1. finf Jahre nach Rechtskraft des Urteils bei Verweis (§ 48 Abs. 1 Nr. 1),
2. zehn Jahre nach Rechtskraft des Urteils bei MaRnahmen gemaR § 48 Abs. 1 Nrn. 2 und 4.
Bei Malinahmen nach § 48 Abs. 1 Nr. 3 ist die Dauer der Entziehung mafigebend.

§ 52 - Vorzeitige Beendigung des ehrenamtlichen Richteramtes

(1) Ein ehrenamtliches Mitglied darf sein Amt nicht ausiiben, wenn Griinde eintreten, die gemafl § 51 Abs. 2
Nr. 3 einer Berufung entgegenstehen. Das gleiche gilt, wenn die Befugnis des Mitglieds zur Berufsaustibung
ruht.

(2) Das Amt eines ehrenamtlichen Mitglieds erlischt, wenn das Mitglied der betreffenden Kammer nicht mehr
angehdrt oder wenn Ausschlielungsgriinde gemaf § 51 Abs. 2 Nrn. 1, 2, 4, 5 oder 6 eintreten. Das gleiche
gilt bei Verlust der Befugnis zur Berufsaustibung.

(3) Das Landesberufsgericht stellt auf Antrag des fir Justiz zustdndigen Ministeriums fest, dass ein Mitglied
des Berufsgerichts oder des Landesberufsgerichts sein Amt nicht austiben darf oder sein Amt erloschen ist.
Das betroffene Mitglied ist zu héren.

(4) Ist ein Mitglied des Berufsgerichts oder des Landesberufsgerichts aus gesundheitlichen Griinden nicht
mehr in der Lage, sein Amt auszulben, ist es abzuberufen. Absatz 3 ist entsprechend anwendbar.

(5) Erlischt das Amt eines Mitglieds des Berufsgerichts oder des Landesberufsgerichts oder scheidet ein Mit-
glied aus einem sonstigen Grund vorzeitig aus, so wird fir den Rest seiner Amtszeit ein neues Mitglied be-
stellt.

§ 53 - Heranziehung der ehrenamtlichen Mitglieder

(1) Der oder die Vorsitzende und die beiden lebensaltesten Mitglieder bestimmen vor Beginn jedes Ge-
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schaftsjahres, nach welchen Grundsatzen und in welcher Reihenfolge die Mitglieder heranzuziehen sind und
einander im Verhinderungsfall vertreten.

(2) Die Bestimmung nach Absatz 1 darf im Laufe des Geschaftsjahres nur geandert werden, wenn es wegen
Uberlastung, Ausscheidens, Neubestellung oder dauernder Verhinderung eines Mitgliedes erforderlich wird.

§ 54 - Eid und Belehrung

(1) Die ehrenamtlichen Mitglieder legen vor Beginn ihrer richterlichen Tatigkeit den Eid oder das Gel6bnis
nach § 45 des Deutschen Richtergesetzes und nach § 15 des Landesrichtergesetzes ab.

(2) Die Mitglieder sind gleichzeitig vom oder von der Vorsitzenden dartiber zu belehren, dal} sie tiber Angele-
genheiten, die ihnen bei ihrer Tatigkeit bekannt werden, Verschwiegenheit gegen jedermann zu bewahren
haben. Die Belehrung ist in das Protokoll Gber die Verpflichtung des Mitglieds auf sein Amt aufzunehmen.

§ 55 - Entschadigung

Die Entschadigung der ehrenamtlichen Mitglieder richtet sich nach den Vorschriften des Abschnitts 4 des
Justizvergltungs- und -entschadigungsgesetzes.

§ 56 - Beteiligte des Verfahrens

(1) Beteiligte am berufsgerichtlichen Verfahren sind das beschuldigte Kammermitglied und die zustandige
Kammer. Die Aufsichtsbehoérde ist Beteiligte, sofern sie ihr Antragsrecht im Sinne des § 58 Abs. 2 ausgetibt
hat.

(2) Das beschuldigte Kammermitglied kann sich in jeder Lage des Verfahrens eines zugelassenen Rechtsan-
walts oder einer zugelassenen Rechtsanwaltin, eines Hochschullehrers oder einer Hochschullehrerin der
Rechtswissenschaften oder eines anderen Kammermitglieds als Beistand bedienen.

§ 57 - Ermittlungen

Werden Tatsachen bekannt, die den Verdacht eines Berufsvergehens rechtfertigen, so flihrt die Kammer die
erforderlichen Ermittlungen durch. Hierzu darf sie Mitteilungen Gber Erkenntnisse, die im Zusammenhang mit
einem konkreten Verdacht stehen, bei den fiir die Uberwachung der Berufsausiibung zustéandigen anderen
Behdrden oder Kammern anfordern. Die ersuchten Stellen sind berechtigt, Angaben im erforderlichen Um-
fang zu Ubermitteln. Die Kammer gibt dem beschuldigten Kammermitglied Gelegenheit, sich innerhalb eines
Monats zu dufRern.

§ 58 - Antrag zur Ero6ffnung des Verfahrens

(1) Halt die Kammer nach dem Ergebnis der Ermittlungen das beschuldigte Kammermitglied eines Berufs-
vergehens flr hinreichend verdachtig, so kann sie bei dem Berufsgericht die Eréffnung des berufsgerichtli-
chen Verfahrens beantragen.

(2) Antragsberechtigt ist auch das fiir die Aufsicht Uber die Kammer zustéandige Ministerium.

(3) Der Antrag hat die Tatsachen, in denen ein Berufsvergehen erblickt wird, sowie das wesentliche Ergebnis
der Ermittlungen und die Beweismittel zu enthalten.

(4) Ein Kammermitglied kann die Eroffnung eines Verfahrens gegen sich selbst beantragen. Der Antrag ist
schriftlich zu stellen und hat die ihn begriindenden Tatsachen zu enthalten.
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§ 59 - Anhoérung des Kammermitglieds und der Kammer

Vor der Entscheidung Uber die Eréffnung des Verfahrens hat der oder die Vorsitzende des Berufsgerichts
dem beschuldigten Kammermitglied die Anschuldigung mitzuteilen und ihm Gelegenheit zu geben, sich dazu
schriftlich oder mindlich innerhalb eines Monats zu erklaren. In den Fallen des § 58 Abs. 4 ist der Kammer
die Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Monats zu geben; dies gilt entsprechend bei einem An-
trag auf Uberpriifung im berufsgerichtlichen Verfahren gemaR § 21 Abs. 3. Die Kammer kann beauftragt wer-
den, Ermittlungen durchzufihren.

§ 60 - Eroffnung des Verfahrens

(1) Uber die Eréffnung des berufsgerichtlichen Verfahrens entscheidet der oder die Vorsitzende des Berufs-
gerichts. In dem Beschluss ist das dem beschuldigten Kammermitglied zur Last gelegte Berufsvergehen mit
den begrindenden Tatsachen zu bezeichnen.

(2) Der Beschluss, das berufsgerichtliche Verfahren zu eréffnen, ist unanfechtbar. Der Beschluss, durch den
die Eréffnung des berufsgerichtlichen Verfahrens abgelehnt wird, ist zu begriinden. Gegen diesen Beschluss
kénnen die Beteiligten (§ 56 Abs. 1) innerhalb eines Monats nach Zustellung schriftlich um Entscheidung des
Berufsgerichts nachsuchen; gegen dessen ablehnenden Beschluss kdnnen sie innerhalb eines Monats nach
Zustellung Beschwerde bei dem Landesberufsgericht einlegen.

(3) Die Vorsitzperson des Berufsgerichts hat ein ertffnetes Verfahren einzustellen, wenn die Kammer oder
im Falle des § 56 Abs. 1 Satz 2 die Aufsichtsbehérde aufgrund von Tatsachen, die ihr nachtraglich bekannt
geworden sind, die Einstellung beantragt und das beschuldigte Kammermitglied zugestimmt hat.

§ 61 - Aussetzung bei strafgerichtlichem Verfahren

(1) Ist gegen ein beschuldigtes Kammermitglied wegen derselben Tatsachen die 6ffentliche Klage im strafge -
richtlichen Verfahren erhoben, so kann ein berufsgerichtliches Verfahren zwar eréffnet, es mul aber bis zur
Beendigung des strafgerichtlichen Verfahrens ausgesetzt werden. Ebenso muf ein bereits eréffnetes Verfah-
ren ausgesetzt werden, wenn wahrenddessen die offentliche Klage erhoben wird. Das berufsgerichtliche
Verfahren kann fortgesetzt werden, wenn im strafgerichtlichen Verfahren nicht verhandelt wird, weil das be-
schuldigte Kammermitglied fliichtig ist.

(2) Ist das beschuldigte Kammermitglied im gerichtlichen Verfahren wegen einer Straftat oder einer Ord-
nungswidrigkeit freigesprochen, so kann wegen der Tatsachen, die Gegenstand der gerichtlichen Entschei-
dung waren, ein berufsgerichtliches Verfahren nur dann eroffnet oder fortgesetzt werden, wenn diese Tatsa-
chen, ohne den Tatbestand einer Straf- oder BuRgeldvorschrift zu erfiillen, ein Berufsvergehen enthalten.

(3) Fir die Entscheidung im berufsgerichtlichen Verfahren sind die tatsachlichen Feststellungen des Urteils
im Straf- und BuRgeldverfahren, auf denen das Urteil beruht, bindend, wenn nicht das Berufsgericht mit
Stimmenmehrheit die Nachprifung beschlieft. Dies ist in den Grinden der Entscheidung auszudriicken.

§ 62 - Entscheidung ohne Hauptverhandlung

(1) Das Berufsgericht kann ohne Hauptverhandlung durch Beschluss auf Verweis oder GeldbuRe bis eintau-
send Euro erkennen. Daneben kann auf Veroffentlichung der rechtskraftigen Entscheidung im Mitteilungs-
blatt der Kammer erkannt werden.

(2) Vor der Entscheidung ist dem beschuldigten Kammermitglied und dem Beteiligten, der den Antrag auf Er-
offnung des berufsgerichtlichen Verfahrens gestellt hat, Gelegenheit zur Auf3erung innerhalb eines Monats
zu geben.

(3) Gegen den Beschluss kénnen die Beteiligten innerhalb eines Monats nach Zustellung schriftlich oder zur
Niederschrift der Geschaftsstelle des Berufsgerichts beantragen, eine Hauptverhandlung anzuberaumen.
Wird der Antrag rechtzeitig gestellt, so gilt der Beschluss als nicht erlassen; anderenfalls wirkt der Beschluss
als rechtskraftiges Urteil.
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§ 63 - Hauptverhandlung

(1) Der oder die Vorsitzende bestimmt den Termin zur Hauptverhandlung. Die Beteiligten und der Beistand
des beschuldigten Kammermitglieds sowie die Zeugen oder Zeuginnen und die Sachverstandigen, deren
personliches Erscheinen erforderlich ist, sind zu laden. Die Ladungsfrist fir die Beteiligten betragt mindes-
tens zwei Wochen. Auf das Einhalten der Frist kann verzichtet werden.

(2) Die Hauptverhandlung ist, mit Ausnahme der Urteilsverkiindung, nicht 6ffentlich. Das Berufsgericht kann
einzelnen Personen die Anwesenheit gestatten.

§ 64 - Berufung

(1) Gegen das Urteil des Berufsgerichts kdnnen das beschuldigte Kammermitglied, die Aufsichtsbehdrde und
die Kammer Berufung einlegen.

(2) Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim Berufsgericht schriftlich oder
zur Niederschrift der Geschaftsstelle des Berufsgerichts einzulegen. Sie hat aufschiebende Wirkung.

(3) Die Berufung soll spatestens einen Monat nach Ablauf der Berufungsfrist schriftlich begrindet werden.

§ 65 - Berufungsentscheidung

(1) Uber die Berufung entscheidet das Landesberufsgericht. Hebt es die angefochtene Entscheidung auf, so
kann es in der Sache selbst entscheiden oder die Sache zur Entscheidung an das Berufsgericht zuriickver-
weisen. Das Berufsgericht ist an die rechtliche Beurteilung des Landesberufsgerichts gebunden.

(2) War die Berufung nur von dem beschuldigten Kammermitglied oder zu seinen Gunsten von der Kammer
oder von der Aufsichtsbehdrde eingelegt worden, so darf die Entscheidung nicht zum Nachteil des beschul-
digten Kammermitglieds geandert werden.

(3) Das Landesberufsgericht entscheidet ferner Giber die Beschwerde gegen andere Entscheidungen des Be-
rufsgerichts.

(4) Fur das Verfahren vor dem Landesberufsgericht gelten die Vorschriften Uber das Verfahren des Berufsge-
richts sinngemal.

§ 66 - Volistreckung von GeldbuBen

Die vom Berufsgericht verhangten Geldbuf3en flieRen dem Land zu. Fir ihre Vollstreckung ist die Justizbei -
treibungsordnung entsprechend anwendbar.

§ 67 - Beweissicherungsverfahren

(1) Endet die Kammerzugehorigkeit des beschuldigten Kammermitglieds und wird aus diesem Grunde ein
berufsgerichtliches Verfahren nicht eingeleitet oder ein bereits eingeleitetes Verfahren eingestellt, so kann
auf Antrag eines Beteiligten das im Sinne des § 56 Abs. 1 Satz 1 oder der Aufsichtsbehdérde das Berufsge -
richt ein Beweissicherungsverfahren durchfiihren, insbesondere wenn die Berechtigung zur Berufsausiibung
weiter besteht.

(2) Den Umfang des Verfahrens bestimmt das Berufsgericht nach pflichtgemaliem Ermessen, ohne an An-
trage gebunden zu sein. Zeugen oder Zeuginnen sind, soweit nicht Ausnahmen vorgeschrieben oder zuge -
lassen sind, eidlich zu vernehmen.

(3) Die Kammer, ihre Aufsichtsbehdrde und der oder die friihere Beschuldigte sind an dem Verfahren zu be -
teiligen. Ein Anspruch auf Benachrichtigung von Terminen, die zum Zwecke der Beweissicherung anberaumt
werden, steht dem oder der frilheren Beschuldigten nur zu, wenn er oder sie sich im Inland aufhalt und seine
oder ihre Anschrift dem Berufsgericht bekannt ist.
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(4) Erachtet das Berufsgericht den Zweck des Verfahrens fir erreicht, so schliet es das Verfahren und teilt
dies den Beteiligten mit.

(5) Gehort das beschuldigte Kammermitglied inzwischen einer anderen Kammer an, wird diese von der
Kammer Uber das Verfahren und dessen bisheriges Ergebnis unterrichtet.

§ 68 - Anwendung des Disziplinargesetzes und der Verwaltungsgerichtsordnung

(1) Fur das berufsgerichtliche Verfahren einschlieBlich seiner Kosten sowie fur die Wiederaufnahme des Ver-
fahrens gelten im Ubrigen die Vorschriften des Disziplinargesetzes Sachsen-Anhalt und der Verwaltungsge-
richtsordnung entsprechend.

(2) Ist ein Beschluss des Gerichts nach § 66 Abs. 1 Satz 2 in der Fassung des Gesetzes vom 13. Juli 1994
(GVBI. LSA S. 832), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2005 (GVBI. LSA S.
726), ergangen, richtet sich das weitere Verfahren nach dem vor dem 1. Juli 2006 geltenden Recht.

§ 69 - Aufbewahrungsfristen, Tilgung

(1) Akten der Kammern Uber berufsrechtliche MaRnahmen, die nicht zu einer berufsgerichtlichen Entschei-
dung geftihrt haben, sind nach Beendigung des Verfahrens fiinf Jahre, in den Fallen der Verurteilung zu ei-
nem Verweis ebenfalls finf Jahre und in allen Ubrigen Fallen der Verurteilung zehn Jahre nach Rechtskraft
der Entscheidung aufzubewahren und nach Ablauf dieser Fristen zu vernichten.

(2) Diese Fristen gelten ebenfalls flir die Tilgung von Eintragungen Uber berufsrechtliche MaRnahmen im
Verzeichnis gemaR § 3 Abs. 3 und in Akten der Kammern.

(3) Die Frist ist gehemmt, solange gegen ein Kammermitglied ein Strafverfahren, ein berufsgerichtliches Ver-
fahren oder ein Disziplinarverfahren eingeleitet ist.

Teil 5 - Staatsaufsicht

§ 70 - Rechtsaufsicht

(1) Das fiir das Gesundheitswesen zustandige Ministerium fiihrt die Rechtsaufsicht tiber die Arztekammer,
die Apothekerkammer und die Zahnarztekammer. Das fiir Veterinarwesen zustandige Ministerium fiihrt die
Rechtsaufsicht Uber die Tierarztekammer.

(2) Die Versicherungsaufsicht tiber die Versorgungseinrichtungen nach § 5 a wird von dem fiir Wirtschaft zu -
standigen Ministerium ausgeubt.

(3) Die Staatsaufsicht hat dartiber zu wachen, daf} die Kammern ihre Tatigkeit im Rahmen ihres Aufgaben -
bereiches im Einklang mit den Rechtsvorschriften und auf der Grundlage eines geordneten Finanzgebarens
ausUben. Sie schlielt die Verpflichtung des Staates ein, die Kammern bei der Erfiillung ihrer Aufgaben zu
unterstutzen.

§ 71 - Aufsichtsbefugnisse

(1) Das nach § 70 Abs. 1 oder 2 zustandige Ministerium kann von der Kammer Auskunft Gber ihre Angele-
genheiten verlangen, soweit dies fir die Wahrnehmung seiner Aufsichtsbefugnisse erforderlich ist.

(2) Das zustandige Ministerium kann Beschllisse und andere Ma3nhahmen der Kammer beanstanden, wenn
sie das Gesetz, die Satzungen oder Ordnungen der Kammer verletzen. Beanstandete MalRnahmen dirfen
nicht vollzogen werden; das zustandige Ministerium kann verlangen, dass bereits getroffene MalRnahmen
rickgangig gemacht werden.

(3) Erflllt eine Kammer die ihr obliegenden Pflichten und Aufgaben nicht, so kann das zustandige Ministeri-
um anordnen, dass die Kammer innerhalb einer bestimmten Frist das Erforderliche veranlasst. Wenn und
solange der geordnete Gang der Verwaltung einer Kammer nicht gewahrleistet ist und die sonstigen Befug-

26 /27




Gesetz Uber die Kammern fiir Heilberufe Sachsen-Anhalt (KGHB-LSA) vom 13.07.1994 — in der Fassung vom 20.01.2015

nisse des zustandigen Ministeriums zur Abhilfe nicht ausreichen, kann das Ministerium einen Beauftragten
oder eine Beauftragte bestellen, der oder die alle oder einzelne Aufgaben der Kammer oder eines Kammer-
organes auf Kosten der Kammer wahrnimmt.

(4) Beschliisse und andere Mallnahmen der Kammer, die der Genehmigung des zustandigen Ministeriums
bedurfen, werden erst mit der Genehmigung wirksam.

(5) Zu den Tagungen der Kammerversammlung ist das zustandige Ministerium rechtzeitig einzuladen. Ein
Vertreter oder eine Vertreterin des Ministeriums ist jederzeit mit seinen oder ihren Ausflihrungen zu héren.

§ 72 - Ubertragung von Aufgaben

(1) Das zustandige Ministerium kann der Kammer staatliche Aufgaben des Gesundheitswesens oder des Ve-
terinarwesens durch Rechtsverordnung Ubertragen. Gleichzeitig sind Bestimmungen Uber die Deckung der
Kosten zu treffen. Die Ubertragung erfolgt mit Einwilligung der Kammer.

(2) Die Kammer unterliegt den Weisungen des zustandigen Ministeriums hinsichtlich RechtmaRigkeit und
Zweckmaligkeit bei der Erfillung der nach Absatz 1 und § 5 Abs. 6 ibertragenen Aufgaben.

§ 73 - Dienstaufsicht

Die Dienstaufsicht tber die Berufsgerichte fihrt das fir Justiz zustandige Ministerium.

Teil 6 - Ubergangs- und Schlussbestimmungen
§ 74 - (aufgehoben)
§ 75 - (aufgehoben)

§ 76 - Einschrankung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden das Grundrecht auf Schutz personenbezogener Daten (Artikel 2 Abs. 1 des
Grundgesetzes und Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt) und das Grundrecht
der Berufsfreiheit (Artikel 12 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes und Artikel 16 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung
des Landes Sachsen-Anhalt) eingeschrankt.

§ 77 - Schlussbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkiindung in Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt § 2 Abs. 1 Satz
4 am 1. Juli 1995 in Kraft.

(2) (aufgehoben)

27127




	Teil 1 - Kammern
	§ 1 - Kammern
	§ 2 - Mitgliedschaft
	§ 3 - Mitglieder-Verzeichnis
	§ 4 - Dienstleistungsverkehr zwischen Mitgliedstaaten
	§ 5 - Aufgaben der Kammern
	§ 5 a - Versorgungseinrichtungen
	§ 6 - Finanzwesen
	§ 7 - Organe
	§ 8 - Wahl zur Kammerversammlung
	§ 9 – Wahlberechtigung
	§ 10 – Wählbarkeit
	§ 11 - Sitzverlust
	§ 12 - Nachrücken von Mitgliedern
	§ 13 - Beschlüsse und Wahlen der Kammerversammlung
	§ 14 - Ausschüsse
	§ 15 - Aufgaben der Kammerversammlung
	§ 16 - Hauptsatzung
	§ 17 - Kammervorstand
	§ 18 - Kammerpräsident und Kammerpräsidentin

	Teil 2 – Berufsausübung
	§ 19 - Berufspflichten
	§ 20 - Inhalt der Berufsordnung
	§ 21 - Rügerecht
	§ 21 a - Anordnung und Zwangsgeld

	Teil 3
	Kapitel 1 - Allgemeine Vorschriften zur Weiterbildung
	§ 22 - Grundsätze
	§ 23 - Festlegung von Bezeichnungen
	§ 24 - Führen der Bezeichnung
	§ 25 - Durchführung der Weiterbildung
	§ 26 - Weiterbilder, Weiterbilderinnen und Weiterbildungsstätten
	§ 27 - Prüfungsverfahren
	§ 28 - Gleichwertige Weiterbildung
	§ 28 a - Anerkennung der Weiterbildung nach dem Recht der Europäischen Union
	§ 28b Anerkennung der Weiterbildung aus einem Drittstaat
	§ 29 - Inhalt der Weiterbildungsordnung
	§ 30 - Öffentliches Gesundheitswesen
	§ 31 - Überleitungsvorschriften
	Kapitel 2 - Weiterbildung von Ärzten und Ärztinnen
	Abschnitt 1 - Weiterbildung in Gebieten und Teilgebieten
	§ 32 - Fachrichtungen
	§ 33 - Inhalt der Weiterbildung
	Abschnitt 2 - Weiterbildung in der Allgemeinmedizin
	§ 34 - Grundsatz
	§ 35 - (aufgehoben)
	§ 36 - (aufgehoben)
	§ 37 - Weiterbildung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
	§ 38 - Satzungsermächtigung
	§ 39 - Weiterführung der Bezeichnung
	Kapitel 3 - Weiterbildung von Apothekern und Apothekerinnen
	§ 40 - Fachrichtungen
	§ 41 - Inhalt der Weiterbildung
	Kapitel 4 - Weiterbildung von Tierärzten und Tierärztinnen
	§ 42 - Fachrichtungen
	§ 43 - Inhalt der Weiterbildung
	Kapitel 5 - Weiterbildung von Zahnärzten und Zahnärztinnen
	§ 44 - Fachrichtungen
	§ 45 - Inhalt der Weiterbildung

	Teil 4 - Berufsgerichtsbarkeit
	§ 46 - Berufsvergehen
	§ 47 - Verjährung
	§ 48 - Berufsgerichtliche Maßnahmen
	§ 49 - Berufsgerichte
	§ 50 - Besetzung der Gerichte
	§ 51 - Bestellung der Richter und Richterinnen
	§ 52 - Vorzeitige Beendigung des ehrenamtlichen Richteramtes
	§ 53 - Heranziehung der ehrenamtlichen Mitglieder
	§ 54 - Eid und Belehrung
	§ 55 - Entschädigung
	§ 56 - Beteiligte des Verfahrens
	§ 57 - Ermittlungen
	§ 58 - Antrag zur Eröffnung des Verfahrens
	§ 59 - Anhörung des Kammermitglieds und der Kammer
	§ 60 - Eröffnung des Verfahrens
	§ 61 - Aussetzung bei strafgerichtlichem Verfahren
	§ 62 - Entscheidung ohne Hauptverhandlung
	§ 63 - Hauptverhandlung
	§ 64 - Berufung
	§ 65 - Berufungsentscheidung
	§ 66 - Vollstreckung von Geldbußen
	§ 67 - Beweissicherungsverfahren
	§ 68 - Anwendung des Disziplinargesetzes und der Verwaltungsgerichtsordnung
	§ 69 - Aufbewahrungsfristen, Tilgung

	Teil 5 - Staatsaufsicht
	§ 70 - Rechtsaufsicht
	§ 71 - Aufsichtsbefugnisse
	§ 72 - Übertragung von Aufgaben
	§ 73 - Dienstaufsicht

	Teil 6 - Übergangs- und Schlussbestimmungen
	§ 74 - (aufgehoben)
	§ 75 - (aufgehoben)
	§ 76 - Einschränkung von Grundrechten
	§ 77 - Schlussbestimmungen


